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Vorwort 

Rechtliche und administrative Probleme paralleler und konzentrierter Ge-
nehmigungsverfahren haben Verwaltung und Gerichte bereits im Zuge des 
Verkehrswegebaus und der Industrialisierung im 19. Jahrhundert beschäftigt. 
In den letzten Jahren ist dieser Problemkreis verstärkt in den Blickpunkt ge-
rückt. Dies ist nicht nur auf neue und komplexe Großprojekte (wie z.B. Kraft-
werke) zurückzuführen, sondern auch auf das gestiegene Umweltbewußtsein. 

Die meisten umweltrelevanten Vorhaben berühren verschiedene Rechtsbe-
reiche und unterliegen dementsprechend auch mehreren Genehmigungsvor-
behalten. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte müssen sich immer 
häufiger mit Fragen auseinandersetzen, die sich aus dem Nebeneinander paral-
leler Genehmigungsverfahren ergeben. So hat sich im Frühjahr 1986 ein Ar-
beitskreis des Deutschen Verwaltungsrichtertages mit der "Konkurrenz paral-
leler Anlagengenehmigungen" befaßt, 1 und auch das Bundesverwaltungsge-
richt hat in seinem Wyhl-Urteil2 Fragen paralleler und konzentrierter Geneh-
migungsverfahren angeschnitten. Im Herbst 1986 sorgte die vorläufige Stille-
gung des Kernkraftwerks Mülheim-Kärlich durch das OVG Koblenz wegen 
Fehlens einer immissionsschutzrechtlichen Parallelgenehmigung für Aufsehen 
in der öffentlichkeit.3 

Trotz der grundlegenden Durchdringung der Problematik durch ]arass4 

können die Rechtsfragen paralleler und konzentrierter Verfahren für umwelt-
relevante Vorhaben noch längst nicht als geklärt angesehen werden. Auch 
rechtspolitisch ist die Frage offen, ob umweltschutzrechtliche Genehmigungs-
verfahren parallel oder konzentriert ausgestaltet werden sollen. Diese Frage 
stellt sich insbesondere bei der Umsetzung der UVP-Richtlinie der Europä-
ischen Gemeinschaften ins deutsche Recht.5 

Bei der vorliegenden Abhandlung handelt es sich um die aktualisierte und 
leicht veränderte Fassung meiner Dissertation, die der Rechtswissenschaftli-
chen Fakultät der Universität Freiburg i. Br. im Wintersemester 1985/86 vor-

I Vgl. die Tagungsberichtein FAZ v. 26.4.1986 S. 4 und in DVB11986, S. 607 f. sowie 
das in NJW 1986, S. 2787 ff. veröffentlichte Referat von Gaentzsch. 

2 Urt. v. 19.12.1985, E 72,300 = NVwZ 1986,208. 
3 Beschl. v. 6.10.1986, NVwZ 1987,73. 
4 Vgl. insbes. Jarass, Konkurrenz, Konzentration und Bindungswirkung von Genehmi-

gungen, 1984. 
s ABI. EG Nr. L 175/40 (im Anhang abgedruckt). 



6 Vorwort 

gelegen hat. Sie wurde ursprünglich nach dem Stand von Mitte 1985 abge-
schlossen; spätere Gesetzgebung, Rechtsprechung und Literatur wurde aber 
nach Möglichkeit noch bis Anfang 1987 berücksichtigt. Dies gilt auch für das 
zum 1.7.1987 in Kraft tretende neue Baugesetzbuch. Dieneuesten Monogra-
phien zur Umweltverträglichkeitsprüfung6 konnten dagegen nicht mehr ein-
gearbeitet werden. 

Neben dem Bundesrecht ist in erster Linie das bad.-württ. Landesrecht zu-
grunde gelegt worden. Da die rechtliche und tatsächliche Problematik kom-
plexer Genehmigungsverfahren in allen Bundesländern prinzipiell gleichgela-
gert ist, war nur selten ein Hinweis auf abweichende gesetzliche Regelungen 
in anderen Ländern erforderlich. 

Mein aufrichtiger Dank gilt Herrn Prof. Dr. Rainer Wahl, der diese Arbeit 
angeregt und betreut hat. Er hat mir jede Freiheit bei der Bearbeitung des 
Themas gewährt und die Entstehung der Arbeit immer wieder mit wissen-
schaftlichem Rat, menschlicher Ermutigung und freundlicher Kritik unter-
stützt. Aus der Teilnahme an seinen Seminaren habe ich vielfältige Anregun-
gen gewonnen. Herrn Prof. Dr. Martin Bullinger danke ich für das Zweitgut-
achten. 

Die Bearbeitung des Themas wäre kaum möglich gewesen ohne die Offen-
heit und bereitwillige Unterstützung von seiten zahlreicher Gesprächspartner 
in Verwaltung und Wirtschaft. Ihnen verdanke ich wertvolle Informationen 
zum tatsächlichen Ablauf von Genehmigungsverfahren. Ganz besonderen 
Dank schulde ich Herrn Ministerialrat Dr. Reiner Belz für seinen fachkundi-
gen Rat und sein Interesse an meiner Arbeit. Auch Herrn Prof. Dr. Dietrich 
Rauschning und der Deutschen Gesellschaft für Wiederaufarbeitung von Kern-
brennstoffen möchte ich für ihre Unterstützung und Kritik danken. 

Die Studienstiftung des deutschen Volkes ermöglichte mir die Promotion 
durch ein zweijähriges Stipendium. Ihr bin ich - auch wegen ihrer ideellen 
Förderung- sehr verbunden. Dem Bundesminister des Innem danke ich für 
die Unterstützung der Drucklegung. Nicht zuletzt danke ich Herausgeber und 
Verlag für die Aufnahme in die Reihe "Schriften zum Umweltrecht". 

Ich widme diese Schrift meinem Vater in dankbarer Erinnerung. 

Konstanz, im Februar 1987 
Michael A. Wagner 

6 Vgl. Bunge, Die Umweltverträ~lichkeitsprüfung im Verwaltungsverfahren, 1986; Cu-
pei, Umweltverträglichkeitsprüfung lUVP), 1986. 
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= Musterbauordnung vom 11.12.1981 (von der Bundesarchitektenkammer 

als Manuskript vervielfältigt) 
=meines Erachtens 
= Million(en) 
= Milliarde(n) 
= Mietrechtsverbesserungsgesetz 
=Megawatt 
=mit weiteren Nachweisen 

= Nachweis(e) 
= Niedersächsische Bauordnung 
= Niedersachsen, niedersächsisch 
= neue Fassung 
= Neue Juristische Wochenschrift 
= Nordrhein-Westfalen, 
= nordrhein-westfälisch 
= Natur und Recht 
=Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht 

=oben 
= Oberverwaltungsgericht 

= Personenbeförderungsgesetz 
= Planfeststellungsrichtlinien 

(Richtlinien für die Planfeststellung nach dem FStrG) 
= Preußen, preußisch 



PrOVG 
PTB 
PVS 

R-
RBahnG 
recht!. 
RGBI. 
RhPf., 
rh.-pfälz. 
Rn. 
ROG 
r.Sp. 
Rspr. 
RuPrVBl 
RVerf 
RWE 

s. 
s. 
Sch!H, 
schl.-holst. 
schriftl. 
SchutzBerG 
sog. 
SpielbG 
SprengG 
StBauFG 
StHG 
str. 
StrG 
StrlSchV 

teilw. 
Teilstr. 
TelWegG 
TierSchG 

u. 
u.a. 
UMG 
UPR 
Urt. 
u.U. 
UVP 
UVP-Richtl. 

v. 
VBlBW 
VDEW 
Verf. 

Abkürzungsverzeichnis 

=Preußisches Oberverwaltungsgericht 
= Physikalisch-Technische Bundesanstalt 
= Politische Vierteljahresschrift 

=Reichs-
= Reichsbahngesetz 
=rechtlich 
= Reichsgesetzblatt 
= Rheinland-Pfalz, 

rheinland-pfälzisch 
= Randnote(n), Randnummer(n) 
= Raumordnungsgesetz 
= rechte Spalte 
= Rechtsprechung 
= Reichsverwaltungsblatt und Preußisches Verwaltungsblatt 
= Reichsverfassung (von 1871) 
= Rheinisch-Westfälisches Elektrizitätswerk AG 

=siehe 
=Seite 
= Schleswig-Holstein, 

schleswig-holsteinisch 
= schriftlich 
= Schutzbereichsgesetz 
= sogenannte(r) 
= Spielbankengesetz 
= Sprengstoffgesetz 
= Städtebauförderungsgesetz 
= Staatshaftungsgesetz (nichtig) 
=streitig 
= Straßengesetz (der Länder) 
= Strahlenschutzverordnung 

=teilweise 
=Teilstrich 
= Telegraphenwege-Gesetz 
= Tierschutzgesetz 

=und, unten 
=unter anderem 
=Gesetz über den Verkehr mit unedlen Metallen 
=Umwelt- und Planungsrecht 
=Urteil 
= unter Umständen 
= Umweltverträglichkeitsprüfung 
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=Richtlinie des Rates (der EG) über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten 

=vom, von 
= Verwaltungsblätter für Baden-Württemberg 
=Vereinigung Deutscher Elektrizitätswerke e.V. 
=Verfasser, Verfassung 
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VerwArch 
VerwVorschr 
VG 
VGH 
vgl. 
VkBI. 
VLwF 
VO,-V 
Vorbem. 
VVDStRL 
VwGO 
VwVfG 

WaffG 
WaStrG 
WG 
WHG 
WiVerw 
WRV 
württ. 

z.B. 
ZfB 
ZfbF 
ZfU 
ZfW 
Ziff. 
ZRP 
z.T. 
ZuV(O) 

Abkürzungsverzeichnis 

= Verwaltungsarchiv 
= Verwaltungsvorschrift(en) 
= Verwaltungsgericht 
= Verwaltungsgerichtshof 
= vergleiche 
= Verkehrsblatt (Amtsblatt des Bundesministers für Verkehr) 
=Verordnung über das Lagern wassergefährdender Flüssigkeiten 
=Verordnung 
=Vorbemerkung 
=Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer 
= Verwaltungsgerichtsordnung 
= Verwaltungsverfahrensgesetz 

= Waffengesetz 
= Wasserstraßengesetz 
= Wassergesetz (der Länder) 
= Wasserhaushaltsgesetz 
=Wirtschaft und Verwaltung 
= Weimarer Reichsverfassung 
= württembergisch 

= zum Beispiel 
=Zeitschrift für Bergrecht 
= Schmalenbachs Zeitschrift für betriebswirtschaftliche Forschung 
= Zeitschrift für Umweltpolitik 
= Zeitschrift für Wasserrecht 
=Ziffer 
=Zeitschrift für Rechtspolitik 
=zum Teil 
= Zuständigkeitsverordnung 



1. Einführung 

Unterliegt ein Vorhaben mehreren Genehmigungsvorbehalten, so sind par-
allele oder konzentrierte Genehmigungsverfahren möglich_ Bei der Errich-
tung baulicher und sonstiger Anlagen kommt es heutzutage häufig zu einem 
Zusammentreffen von Genehmigungsvorbehalten. Die öffentlich-rechtliche 
Zulässigkeit derartiger Anlagen ist unter verschiedenen rechtlichen Aspekten 
zu beurteilen. So können zum Beispiel in baurechtlicher Hinsicht Gesichts-
punkte der Bausicherheit und der geordneten städtebaulichen Entwicklung, 
in immissionsschutzrechtlicher Hinsicht Fragen der Luftreinhaltung und in 
wasserrechtlicher Hinsicht Fragen des Gewässerschutzes zu prüfen sein. Dem-
entsprechend können baurechtliche, immissionsschutzrechtliche und wasser-
rechtliche Genehmigungsvorbehalte nebeneinander eingreifen. Fachgesetzli-
che Genehmigungsvorbehalte erfassen ein Vorhaben jeweils sektoral in einem 
spezifischen fachbezogenen Ausschnitt. 

Beim Zusammentreffen von Genehmigungsvorbehalten ergeben sich zwei 
prinzipiell unterschiedliche Möglichkeiten der Gestaltung des "vorhabenbe-
zogenen Verfahrenssystems", nämlich die Parallelität und die Konzentration 
von Genehmigungsverfahren. Dagegen bezeichnet der Begriff des "vorhaben-
bezogenen Verfahrenssystems" die Gesamtheit von Genehmigungsverfahren, 
die sich auf ein einheitliches Gesamtvorhaben beziehen. 

Während bei einer "parallelen" Ausgestaltung des vorhabenbezogenen Ver-
fahrenssystems für die verschiedenen fachgesetzlichen Genehmigungsberei-
che jeweils ein gesondertes Genehmigungsverfahren durchgeführt wird, wer-
den bei einer "konzentrierten" Verfahrensgestaltung verschiedene "sektora-
le" Genehmigungsbereiche in einem Verfahren zusammengefaßt. Im ersteren 
Fall erfolgt die Genehmigung des Vorhabens in der Form mehrerer "Einzel-
genehmigungen", im letzteren Fall wird dagegen im Idealfall nur eine einzige 
"Gesamtgenehmigung" erteilt, die eine Entscheidung über alle fachgesetzli-
chen Genehmigungsbereiche beinhaltet. Die Genehmigung komplexer Vorha-
ben erfolgt allerdings in der Regel nicht in rein "paralleler" oder "konzen-
trierter" Weise, sondern im Rahmen eines Verfahrenssystems, das sowohl Zü-
ge paralleler als auch konzentrierter Verfahrensgestaltung aufweist. 

Unterliegt ein Vorhaben mehreren Genehmigungsvorbehalten, so führt je-
der Genehmigungsvorbehalt zur Durchführung eines gesonderten Genehmi-
gungsverfahrens, sofern nicht eine besondere Konzentrationsvorschrift ein-
greift. Eine typische Konzentrationsvorschrift ist in der Anordnung zu sehen, 

2 Wagner 
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daß eine Genehmigung andere Genehmigungen "einschließt" oder "ersetzt" .1 

Konzentrationsregelungen umfassender Art finden sich namentlich bei Plan-
feststellungen (vgl. § 7 5 Abs. 1 VwVfG) und bei der immissionsschutzrecht-
lichen Anlagengenehmigung ( § 13 BlmSchG). Meist beziehen sich Konzen tra-
tionsvorschriften jedoch nur punktuell auf das Zusammentreffen bestimmter 
Genehmigungsvorbehalte, so daß eine vollständige Konzentration nur selten 
erreicht wird, bei der über alle Aspekte eines einheitlichen Gesamtvorhabens 
in einem einzigen Genehmigungsverfahren entschieden wird. 

- Fallbeispiel: "A utoverwertungsbetrieb" 
Ein Abschleppunternehmen möchte auf einem im Außenbereich gelegenen Grundstück 
unfallbeschädigte Kraftfahrzeuge abstellen und Autowracks lagern. Soweit eine Repa-
ratur der Fahrzeuge nicht mehr in Betracht kommt, sollen sie auf dem Grundstück zwi-
schengelagert und ausgeschlachtet werden. Es ist nicht vorgesehen, die Lagerfläche 
baulich zu befestigen. 

Die Benutzung eines Grundstücks zur Lagerung oder Behandlung von Au-
towracks bedarf einer abfallrechtlichen Planfeststellung oder Genehmigung 
nach § 7 Abs. 1 und 2 AbfG. Aufgrund von § 5 Abs. 1 AbfG gilt dies unab-
hängig davon, ob es sich bei Autowracks um Abfall im Sinne des § 1 Abs. 1 
AbfG oder um ein verwertbares Wirtschaftsgut handelt. Der Begriff der "An-
lage" i.S. der § § 4 Abs. 1. 5 Abs. 1 AbfG setzt nicht das Vorhandensein bau-
licher oder technischer Einrichtungen voraus. Vielmehr genügt die nicht nur 
vorübergehende Nutzung eines Grundstücks zur Lagerung oder Behandlung 
von Autowracks, wobei auch eine zeitlich befristete "Zwischenlagerung" als 
Lagerung gilt.2 Da einem einfachen Autowrackplatz, wie er hier als ergänzen-
de Einrichtung zum Betrieb eines Abschleppunternehmens geplant ist, abfall-
rechtlich keine große Bedeutung zukommt, kann auf die Durchführung eines 
aufwendigen Planfeststellungsverfahrens nach den § § 20 ff. AbfG verzichtet 
werden. Es genügt statt dessen eine einfache "Plangenehmigung" gern. § 7 
Abs. 2 AbfG. 

Daneben bedarf es einer Baugenehmigung gern. §§51, 59 LBO BW. Auch 
Lager-, Abstell- und Stellflächen gelten gern. § 2 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 und 4 
LBO B\V als bauliche Anlagen. Sowohl die zum Abstellen fahrbereiter Kraft-
fahrzeuge als auch die zum Ablagern von Autowracks dienende Betriebsflä-
che ist somit baugenehmigungspflichtig. 

Gern. § 1 Abs. 2 Nr. 2 LBO BW sind allerdings die der Aufsicht der Wasser-
behörden unterliegenden Anlagen vom Anwendungsbereich der Landesbau-

I Vgl. z .B. § 13 BlmSchG, § 8 Abs. 2 AtG, § 17 Abs. 1 Satz 2 SprengG, § 50 Abs. 3 
LBO BW (entspr. § 61 Abs. 2 MOB '81), § 34 Abs.1 LWaldG BWund § 63 Abs. 3 NatSchG 
BW. 

2 Vgl. zum Vorstehenden BVerwG, Urt. v. 1.12.1982, NVwZ 1983, 408. 
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ordnung ausgenommen. Aus der organisationsrechtlichen Regelung des § 16 
Abs. 1 LAbfG BW, der die abfallrechtlichen Zuständigkeiten den "Wasserbe-
hörden" zuweist, wird man jedoch kaum den Schluß ziehen können, daß 
nicht nur wasserwirtschaftliche Anlagen, sondern auch Abfallbeseitigungsan-
lagen den materiellen Bauvorschriften entzogen sind.3 

Des weiteren ist für den Abstell- und Lagerplatz eine wasserrechtliche Er-
laubnis nach den §§ 2, 6, 7 WHG erforderlich. Da die Abstellfläche nicht be-
festigt wird und dementsprechend das Oberflächenwasser nicht gesammelt 
und der Kanalisation zugeführt wird, besteht nämlich die Gefahr, daß öl und 
Benzinrückstände aus den ( unfallbeschädigten!) Altwagen und Autowracks 
ins Erdreich und von dort ins Grundwasser gelangen. Es ist daher zumindest 
der wasserrechtliche Benutzungstatbestand des § 3 Abs. 2 Nr. 2 WHG er-
füllt.4 

Dagegen bedarf es keiner naturschutzrechtlichen Genehmigung, wenn man 
davon ausgeht, daß das Vorhaben nicht gerade innerhalb eines Landschafts-
schutzgebietes verwirklicht werden soll (vgl. §§ 22 Abs. 2, 63 NatSchG BW). 
Die Nutzung eines außerhalb einer Ortschaft gelegenen Grundstücks zum Ab-
stellen von Altwagen und Autowracks ist zwar geeignet, das Landschaftsbild 
erheblich zu beeinträchtigen, und stellt daher einen Eingriff in Natur und 
Landschaft i.S.d. § 10 NatSchG BW, § 8 BNatSchG dar. Dies hat jedoch 
grundsätzlich nur zur Folge, daß die nach anderen Fachgesetzen zur Geneh-
migung des Vorhabens zuständigen Behörden auch die naturschutzrechtli-
chen Zulässigkeitsvoraussetzungen zu beachten und ggf. Ausgleichsanordnun-
gen zu treffen haben (vgl. §§ 11, 12 Abs. 1 Satz 2 NatSchG BW, § 8 Abs. 2 
und 3 BNatSchG). Durch diese Anhindung der naturschutzrechtlichen Ent-
scheidung an andere Genehmigungsverfahren wird ein eigenes naturschutz-
rechtliches Genehmigungsverfahren vermieden. 5 Es findet also eine Konzen-
tration der Verfahren statt. 6 

3 Abfallrecht und Wasserrecht stellen selbständige Rechtsmaterien dar (vgl. Art. 73 Nr. 
24, Art. 75 Nr. 4 GG). Wenn daher nach§ 16 Abs. 1 LAbfG BW der Vollzug des Abfallge-
setzes den "Wasserbehörden" obliegt, so liegt darin nur eine Verweisung auf die in den 
§§ 95 ff. WG BW erfolgte Zuständigkeitsbestimmung, und die nach Wasserrecht zuständi-
ge Behörde wird als "Abfallbehörde" tätig, wenn sie das AbfG vollzieht. Dieses Ergebnis 
wird auch dadurch bestätigt, daß sich die in § 1 Abs. 2 Nr. 2 LBO BW vorgesehenen "Ge-
genausnahmen" erkennbar nicht auf Abfallbeseitigungsanlagen beziehen (Auch in § 1 
Abs. 2 MBO '81 sind Abfallbeseitigungsanlagen nicht vom Bauordnungsrecht ausgenom-
men worden). A.A. VGH Mannheim, Urt. v. 30.1.1975, BWVerwPr 1975, 156. 

4 Vgl. BVerwG, Urt. v. 1.12.1982, NVwZ 1983, 409 f. Vgl. außerdem § 13 Abs. 1 Nr. 
5 WG BW. 

s Vgl. Breuer, in: v. Münch, Besonderes Verwaltungsrecht, S. 713 f; Klante, Erste TeU-
errichtungsgenehmigung und Vorbescheid im Atomrecht, S. 241. Wenn für ein Vorhaben 
- wie im vorliegenden Fall - mehrere Genehmigungsvorbehalte eingreifen, ist allerdings 
zweifelhaft, in welchem Genehmigungsverfahren etwaige naturschutzrechtl. Ausgleichsan-
ordnungen - z.B. Anpflanzungen oder Aufschüttungen als Sichtschutz - zu treffen sind. 

6 Zur Kritik dieser recht!. Konstruktion vgl. Abschn. 6.4.4. 

2* 
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